Deutscher Bundestag Drucksache 1 0/5763 

10. Wahlperiode 

25. 06. 86 


Sachgebiet 753 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur »Veiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
— Drucksachen 10/3973, 10/5727 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 1 Buchstabe a (§ la) erhält folgende Fassimg: 

,a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „imterbleibt" die Worte 
„und daß ein natürlicher Zustand der Gewässer soweit wie 
möglich erhalten oder wiederhergestellt wird" eingefügt.' 

Begründung 

Die Ergänzimg in Absatz 1 bestimmt als gleichrangiges Ziel der 
Gewässerbewirtschaftung die weitestmögliche Erhaltung bzw. 
Wiederherstellimg eines natumahen Gewässerzustandes. Dies 
bewirkt eine größere Rechtsklarheit als die von der Bundes- 
regienmg vorgeschlagene Standortbestimmung der Gewässer 
„als BestandteU des Naturhaushalts", da das Ziel eines natur- 
nahen Gewässerzustandes ausdrücklich formuliert wird. 

2. Folgende Nummer 1 a wird eingefügt: 

,1a. In § 3 Abs. 2 Nr. 2 werden folgende Sätze 2 und 3 ein- 
gefügt; 

„Hierzu zählen auch Maßneihmen im Bereich der Landwirt- 
schaft. Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverord- 
nvmg mit Zustimmimg des Bundesrates, welche landwirt- 
schaftlichen Betriebsweisen als Benutzungen gelten, ins- 
besondere für intensive landwirtschaftliche Nutzung in 
Lagen mit besonderer Grundwassergefährdung."' 

Begründung ' 

Die Ergänzung in Absatz 2 Nr. 2 stellt einerseits ausdrücklich 
klcir, daß auch Maßnahmen im ‘landwirtschaftlichen Bereich 
„Benutzungen" der Gewässer darstellen. Andererseits enthält 
die Neuregelung eine Verpflichtung der Bundesregierung zum 
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Erlaß näherer Bestimmungen darüber, bei welchen Maßnah- 
men im landwirtschafthchen Bereich, insbesondere in den Fäl- 
len der .intensiven landwirtschafthchen Nutzung in Lagen 
mit besonderer Grundwassergefährdung“ ein Benutzimgstat- 
-bestand gegeben und demgemäß eine wasserrechthche 
Erlaubnis einzuholen ist. “ 

3. Nummer 2 (§ 7 a) erhält folgende Fassung: 

,2. § 7 a wird wie folgt geändert; 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung; 

' .Anforderungen an deis Einleiten von Abwasser" . 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

. (1) Die Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer und öffenthche Abwasseranlagen darf nur 
erteilt werden, weim die Schadstofffracht des Abwassers 
mindestens so gering gehalten wird, wie dies bei 
Anwendung der jeweils in Betracht kommenden Ver- 
fahren nach den allgemein anerkaimten Regeln der 
Tec hnik mögüch ist. § 6 bleibt unberührt. Enthält 
Abwasser bestimmter Herkunft Stoffe oder Stoffgrup- 
pen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Lang- 
lebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebs- 
erzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverän- 
demden Wirkung als gefährüch zu bewerten sind 
(gefährhche Stoffe), müssen die in Betracht kommenden 
Verfeihren dem Stand der Technik entsprechen. Die 
Bundesregiervmg bestimmt nach Anhörung der beteihg- 
ten Kreise durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Herkiinftsbereiche von Abwasser im 
Sinne des Satzes 2. Die Bundesregierung erläßt nach 
Anhörung der beteüigten Kreise mit Zustimmung des 
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften über 
Anforderungen an das Einleiten von Abwasser, die den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik oder bei 
gefährüchen Stoffen und Stoffgruppen dem Stand der 
' Technik entsprechen. Die Anforderungen nach den Sät- 
zen 1, 3 und 5 sollen für d.en Ort des Anfalls des Abwas- 
sers oder vor seiner Vermischung festgelegt werden." 

c) Absatz 3 wird gestrichen.' 


Begründung 

Das Anfordenuigsniveau .Stand der Techiük" wird zeitgleich 
mit dem Inkrafttreten des WHG-Änderungsgesetzes vorge- 
schrieben. Mit Rücksicht auf die Gefährlichkeit der Stoffe und 
die langwierigen Verfahren bei der Erarbeitimg der Abwasser- 
verwaltungsvorschriften miiß der Stand der Techiük auch dann 
schon verlangt werden köimen, wenn noch keine solchen Vor- 
schriften erlassen worden sind. Dies gilt gleichermaßen für 
Direkt- und Indirekteinleiter. 
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Die in Satz 6 gewählte Formulierung verdeutlicht, daß das 
Abwasser bereits am Ort des Anfalls oder vor seiner Ver- 
mischung, bei kommunalen Abwasseranlagen also vor der 
Indirekteinleitung, dem Stand der Technik entsprechend 
behandelt werden muß. 

4. Nummer 12 erhält folgende Fassung; 

,12. § 28 wird wie folgt gefaßt: 

„§28 

Ausbau und Unterhaltung der Gewässer 

(1) Gewässer sind so auszubauen und zu imterhalten, 
daß die natürhche Eigenart der Gewässer, ihr Selbstreini- 
gungsvermögen und der Uferbewuchs so weit als mögüch 
erhalten, die Schiffbarkeit gesichert imd ein ausreichender 
Wasserabfluß gewährleistet ist. 

(2) Gewässer, die den Anforderungen des Absatzes 1 
nicht entsprechen, sollen innerhalb angemessener Zeit in 
einen natumahen Gewässerzustand versetzt werden. Den 
Belangen der Binnenschiffahrt, des Hochwasserschutzes 
und der Erholung ist Rechnung zu tragen. " ' 


Begründung 

§ 28 in der vor geschlagenen Fassung betont den Vorrang eines 
natumahen Gewässerzustandes und verpflichtet diejenigen, 
denen die Gewässemnterhaltimg obliegt, zur Renaturiemng 
der Gewässer, die sich nicht mehr in einem den Belangen der 
Gewässerökologie Rechnung tragenden Ausbauzustand befin- 
den. Die berechtigten Belange der Binnenschiffahrt, des Hoch- 
wasserschutzes und der Erholungsfunktion vieler Gewässer 
sind bei der Renaturiemng zu berücksichtigen. Die dafür 
unumgänghchen Eingriffe müssen jedoch auf ein Mindestmaß 
beschränkt und in gewässerverträgücher Form ausgeführt wer- 
den. Der Planfeststellungsbeschluß soll, soweit möglich, ökolo- 
gische Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen enthalten bzw, ent- 
sprechend ergänzt werden. 

5. Folgende Nummer 12a wird eingefügt: 

,12a. Es wird folgender § 32 c eingefügt; 

.§32c 

Schonung und Verwendung des Gmndwasserschatzes 

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, daß nur 
das nachhaltig erzielbare Wasserdargebot entnommen 
und eine schwerwiegende Beeinträchtigung des Natur- 
haushalts vermieden wird. 

(2) Die öffentliche Wasserversorgung genießt den Vor- 
rang vor allen anderen Benutzungen des Giundwassers. 
Die Entnahme von Gmndwasser zu anderen Zwecken 
soU auf solche FäUe beschränkt werden, in denen eine 
Verwendung von Oberflächen-, Brauch- oder Nieder- 
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schlagswasser aus Gründen gesundheitlicher Vorsorge 
nicht möghch ist."' 

Begründung 

Der vierte TeU des Gesetzes enthält bisher keine Bestimmung, 
welche den sparsamen Umgang mit dem Grundwasserschatz 
und dessen vorrangige Sicherung für die Bedürfnisse der 
öffenthchen Wasserversorgung ausdrücklich vorschreibt. Mit 
der Aufnahme einer solchen Bestimmung sollen wasserwirt- 
schaftliche Prioritäten gesetzt und den Wasserbehörden die 
Erteilung von Auflagen ztir sparsamen und planvollen Wasser- 
verwendung erleichtert werden. Ziel der neu eingeführten 
Bestimmungen ist es, das qualitativ besonders wertvolle 
Grundwasser langfristig nur noch dort zu verwenden, wo es aus 
Quahtätsgründen nicht ersetzt oder eingespart werden kann. 
Zugleich soll den Gefahren einer übermäßigen Grundwasser- 
nutzimg mit ihren schädüchen Auswirkungen auf den Natur- 
haushalt entgegengewirkt werden. 

Bonn, den 25. Juni 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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